
führender deutscher Sozialdemokraten in der ersten Hälfte der neunziger Jahre 
des 19.Jahrhunderts. Phil. Diss. (A)., Pädagogische Hochschule uDr. Theodo'r 

Neubauer" Erfurt/Miihlhausen 1988. 
4 Siehe Wadim Tschubinski: Wilheltn Liebknecht. Eine Biographie, Berlin 1973, 

S.276ff. 
5 Siehe MEW, Bd.38, 8.39-41, 45, 68, 89--95. 
6 Dieter Fricke: Handbuch zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 1869 

bis 1917, Band 1, Berlin 1987,8.553. 
7 Hannes Skambraks: Entstehungsgeschichte ..., 8.a.0., 5.59. 


8 Vorwärts, Nr.6,8.Januar 1891. 

9 Siehe z. B. unter der Rubrik "Versammlungen" den "Vorwärts" vorn 25.Januar, 


6., 12.,20., 21. und 25. Februar, 9., 16., 28.Juli, 7.August oder die redaktionellen 

Artikel "Die Revolution" vorn 20. Januar, "Auch eine Zukunftsmusik" vom 25.Ja­

nuar, "Musterwerkstätten" vom 28.Januar u.a. 

10 Vorwärts, Nr.70, 24.März 1891. 
11 Siehe z. B. im "Vorwärts": "Zur Kritik der preußischen Steuertarif-Debatten" vom 

4. März 1891, "Politische Übersicht" vom 14. März 1891, "Brentano und Marx" 
vom 21 l:1.prii 1891, "Der Achtstundentag in der Praxis", vom 22.Apri11891 u.a. 

12 Vorwärts, Nr. 31,6. Februar 1891. 

13 Vorwärts, Nr. 180, 5.August 1891. 

14 Vorwärts, Nr.62, 14. März 1891. 

Iris 

Bismarckscher "Staatssozialismus" 

Berührungspunkte mit der eh al re. 

Zu einigen Wirkungsbedi ungen 

des "Kapitals" um 1883 


Der Begriff "Staatssozialismus" wurde von Bismarck, dem Exponenten der 

tistischen Diktatur, als Formel für unterschiedliche Angebote von "Staatshilfe" sei­
nerseits verwendet, um den seit Ende der 70er Jahre im Interesse der Aufrechterhal­
tung des für die Diktatur notwendigen Klassenkompromisses von Bourgeoisie und 

Junkertum eingeschlagenen reaktionären innenpolitischen Kurs aufrechtzuerhalten 

und zu rechtfertigen" Es sollten "Gesetzgebung, Verwaltung, Finanz-und besonders 
Steuerwesen"l einbegriffen werden, um somit besonders in Krisenzeiten der Dikta­

tur den für den bonapartistischen Staat notwendigen Handlungsspielraum zu schaf­

fen, die Regulierungsfunktion damit 

Gesetz und Recht zu einer Kette und zu einem Zwang, der unsere freie Atmung hin­
dert [ ... ] mit dem Messer des Operateurs einzuschneiden und neue gesunde Zu­

stände herzustellen"2. 

Bismarck verband zudem seine Staatssozialismus-Propaganda demagogisch mit 

der Versicherung, dem altpreußischen Staatsgedanken vom "sozialen Königtum" zu 

genügen und gleiChzeitig höchst friedlich im Rahmen der bestehenden Gesellschaft 
Teilinhalte des Sozialismus zu verwirklichen. Die demagogische Absicht richtete sich 

nicht nur gegen das "Iaisser faire, laisser aller" des liberalen Manchestertums, son­

dern auch vor allem gegen den Marxismus, der zunehmend in der deutschen Sozial­

demokratie Fuß faßte. 

Er konnte dabei auf staatssozialistische Konzepte der bürgerlichen Vulgärökono­

mie zurückgreifen, die als Reaktion auf die Gegensätze und die sozialistische Kritik an 

wirtschaftlichen und sozialen Wirkungen des Kapitalismus der freien Konkurrenz 
und "unter dem Eindruck auch der durch die Pariser Kommune ausgelösten Erschüt­

terungen des bürgerlichen Selbstbewußtseins" entstanden.3 Sie stellten Konzepte 

staatlicher Einsriffe in die Wirtschaft und Gesellschaft dar, "die im Endstadium des 
Kapitalismus der freien Konkurrenz konzipiert wurde[n] und durch ihr nachdrücklich 

betontes Hervorkehren der [bürgerlichen) Staatsaktivität auf das neu anhebende im­

perialistische Stadium des Kapitalismus hinwies[en]"4. Der Kathedersozialist 

Adolph Wagner schuf mit seiner staatssozialistischen Theorie "das profilierteste und 
systematischste dieser Konzepte"S und die effektivste Form der Apologetik des 
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Staatsinterventionismus in Wirtschafts- und Sozialpolitik. Jedoch fand es innerhalb 

der Bourgeoisie bis zu Beginn der 80er Jahre keine breite Resonanz - auch nicht in­

nerhalb des 1872 gegründeten kathedersozialistischen "Vereins für Sozialpolitik"-, 

aufgrund dessen, daß die Bourgeoisie im Rahmen des Nationalstaates und mit HilfE: 

der französischen Kriegskontributionen zunächst die Möglichkeit der freien Konkur­

renz genoß, der Monopolisierungsprozeß erst allmählich einsetzte - vor allem 

durch die Schutzzollpolitik beschleunigt -, aber dennoch für den Stand der Entwick­

lung der Produktivkräfte noch nicht typisch war." 

Deshalb erschien der Begriff "Staatssozialismus" zunächst auch vorrangig in Ver·· 

bindung mit Bismarcks konservativer Sozialpolitik, die er 1880 inaugurierte, um eine 

allgemeine Fabrik- und Arbeiterschutzgesetzgebung zu verhindern7 und die revolu­

tionäre Arbeiterbewegung zu beschwichtigen, d. h., die Klassengegensätze demago­

gisch zu entschärfen, um des "inneren Friedens" willen. Im Jahre 1881 "erinnerte" 

er den Kaiser an seine "soziale Mission", um mit Hilfe einer Kaiserlichen Botschaft 

vom 17. November 1881 zur "sozialen" Frage mit dem Gewicht des "Landesvaters" 

die Sozial reform- und Steuerreformpolitik zu beschleunigen. Mit dieser wurde die 

sogenannte "milde Praxis" in der Handhabung des Sozialistengesetzes eingeleitet, 

das "Zuckerbrot" angeboten. 
Aber auch die konservative Bismarcksche Sozialpolitik war den Nationalliberalen 

zunächst noch zu "sozialistisch", obwohl Bismarck wiederholt versicherte, daß es 

"zu den Traditionen der Dynastie" gehöre, "sich des Schwachen im wirtschaftlichen 

Kampfe anzunehmen", angefangen bei Friedrich 11., dem "roi de gueux", über Fried­

rich Wilhelm 111., der mit Stein und Hardenberg die "ewig denkwürdige Emanzipation 

der Bauern" erwirkt habe, zu Wilhelm 1., der nach seines Vaters Vorbild "eine wesent­

liche Besserung der Gesamtsituation der schwächste[n] Klasse unserer Mitbürger 

erstrebe" .8 

In der "Norddeutschen Allgemeinen Zeitung" (nachfolgend: NAZ) ließ er anderer­

seits betonen, daß er als der "klarsehende und pflichtgetreue Staatsmann" die "Ein­

sicht" habe, "daß die Regierung -sagen wir es kurz: den Symptomen sozialer Revo­

lutionen gegenüber sich nicht unthätig verhalten, aber sich auch nicht nur auf zurück­

drängende Thätigkeiten beschränken darf ..."g. Diese Worte, die der NAZ vom 

23. November 1883 entnommen sind, hatte Bismarck warnend an das Zentrum ge­

richtet, auf dessen Haltung zu rn "Staatssozialismus" noch eingegangen wird, und an 

die Nationalliberalen, die auf dem Hintergrund der durch Schutzzölle nicht verhin­

derten gegenwärtigen Wirtschaftkrise von '1883 und der s'lch durch Bismarcks Sozial­

reform ergebenden zusätzlichen Belastung auf dieselbe noch nicht voll einge­
IOschwenkt waren. 

Zunächst versicherte Bismarck, laut erwähntem Leitartikel zum "Staatssozialis­

mus", daß "ein von der Regierung ausgehender Sozialismus [ .. ,] nichtfüglich in Ver­

dacht stehen [kann], auf gewaltsamen Umsturz der Staatsordnung auszugehen; im­

merhin", so wurde konstatiert, "wird das Wort als Verdächtigung noch wirksam bei 

Allen verwendet, welche durch die bis vor Kurzem herrschende sogenannte liberale 

Volkswirtschaftslehre daran gewöhnt sind, sich unter Sozialismus, als gleichbedeu· 

tend mit Sozialdemokratie und Kommunismus, Bestrebungen vorzustellen, welche 

den vernünftigen bürgerlichen Interessen zuwider sind, und wenn nun gar der ,Staat' 

,Sozialismus' treibt, so erscheint es dem ,liberalen' Bürger ganz unbegreiflich, und es 

erfaßt ihn ein unbestimmtes Grauen vor einer Regierung, die sich die Sozialdemo­

kraten zum Muster genommen hat und Alles ,verstaatlichen' will". Ausdrücklich läßt 

Bismarck im folgenden das noch nicht gewonnene "Tabakmonopol" und die 

"Staatseisenbahnen" als keineswegs "staatssozialistische Maßregeln" charakteri­

sieren, um sie gleichzeitig anzupreisen und die "Staatseisenbahnen" als "glänzen­

des Zeugnis für die staatliche Leistungsfähigkeit" darzustellen, die allein imstande 

seien, "die allgemeinen Verkehrsinteressen genügend zu wahren" und lediglich da­

hingehend "sozialistisch" wäre - ein Lockruf an die mittlere Bourgeoisie auch des 

Zentrums 11 -, daß "die im Hinblick auf die ausgleichende Gerechtigkeit (des angeb­

lich über den Klassen stehenden bü rgerlichen Staates -I. H.) wünschenswerthe Wir­

kung, daß die mit dem Privat-Eisenbahnwesen unvermeidlich verbundene wirth­

schaftliche und politische Machtentfaltung des Großkapitals dadurch gehemmt 

wird", Außerdem läßt Bismarck sich damit rechttertigen, daß Staatseisenbahnen 

ebensowenig mit Staatssozialismus zu tun hätten, "wie die Liberalen wünschen wer­

den, die von ihnen so eifrig unterstützte Gründung der Reichsbank als eine sozialpo­

litische Maßregel ausgeiegt zu sehen". 

Bismarck wollte "Staatssozialismus" als" wirthschaftliches Eingreifen des Staates 

zur Beseitigung sozialer Übelstände bzw. Herbeiführung sozialer Reformen" in der 

Reaktion auf die Gefahr "sozialer Revolution" verstanden wissen und nannte noch 

einmal die Mittel: "Fürsorge bei Krankheit, Unfall und Invalidität des besitzlosen 

Theiles der Bevölkerung", um als der "klarsehende und pflichtgetreue Staatsmann" 

zu warnen: " ... wenn sich die besitzenden Klassen durch ihn (den "Staatssozialis­

mus" -I. H,) abschrecken lassen, so werden sie zu spät bemerken, daß der Staatsso­

zialismus auch in ihrem Interesse geboten war," Auf die Alternative einer sozialde­

mokratischen Revolution anzuspielen, diente auch hier als Mittel, die Bourgeoisie in 

Schach zu halten, das Lavieren zwischen den Kräften des Klassenkompromisses 

auch forthin zu ermöglichen. 

Diese Argumentation Bismarcks von 1883 war seinem Vorhaben geschuldet, die 

Zustimmung zur Sozialpolitik und dem Tabakmonopol vor allem auch vom Zentrum 

und den Nationalliberalen zu erhalten; sie ist andererseits auch auf dem Hintergrund 

der politischen Spa nnungen Ende 1883 zu sehen, der verschärften Opposition gegen i 
die bonapartistische Diktatur von proletarischer und bürgerlich-demokratischer f 
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folgenderrnaßen: "Es ist ab81' neuerdings, seit Bismarck sich aufs Verstaatlichen ge­

worfen, ein gewisser falscher Sozialismus aufgetreten 
selbst die Bismarcksche, ohne weiteres für sozialistisch erklärt l ... ]wenn Bismarck 

ohne ökonomische Notwendigkeit die Hauptlinien Preußens ein­

fach um sie für den Kriegsfal! besser einrichten und ausnützen zu können, um die 

Eisenbahnbeamten zum Regierungsstimmvieh zu erziehen und hauptsächlich, um 

sich eine neue, von Parlamentsbeschlüssen unabhängige Einkommenssteuer zu ver­

schaffen so waren das keineswegs sozialistische Schritte, direkt oeler indirekt, be­

wußt oder unbewußt." Und: wäre die Verstaatlichung des Tabaks sozialistisch, u-" 

so zählten Napoleon und Metternich mit unter den Gründern des Sozialismus. ,,13 

Inwiefern war der "Staatssozialismus" vereinbar mit den Konzeotionen des 

"christlichen Sozialismus" katholischer bzw. protestantischer 
In der unter anderem in den entsprechenden Zeitungen ausgetragenen Diskussion 

sich das Bestreben katholischer und protest, 

der 80er Jahre, die Vorstellungen zur Lösung der "sozialen Frage" 

mit dem staatlicherseits verordneten "Sozialis­in 

mus" 
Für die katholische Seite war es bereits Ausdruck des"Versuch[s], politische Inter­

essen der Ausbeuterkiassen mit klerikalen Mitteln, d. h. mit Hilte von Insti­

tutionen, Kadern und Ideologien durchzusetzen". i6 Dieser politische KlerikaHsmus 

sich herauszubilden in der des Übergangs des Kapitalismus der 

freien Konkul'renz zum Monopolkapitalismus, da die monopolisierte in 

zunehmenden Gegensatz zu allen nichtmonopoiisierten Kräften der Gesellschaft ge­

riet, ein Pro2.eß, der durch das System in Deutschland nur beschleu­

wurde. 
Dabei steHte der sogenannte fürden deutschen katholischen Klerika­

lismus zunächst ein retardierendes Moment dar. 17 Äußerer Anlaß des Abbaus des­

selben war der Papstwechsel 'Ion 1878. Der "liberale" Papst Leo XIII. von Harry 

Maier als "Erzvater des modernen politischen Klerikalismus" charakterisiert war 

"emsig bemüht, der Bourgeoisie klarzumachen, dar.~ es für sie ohne Unterstützung 

des reaktionären Klerus kaum möglich sein wird, mit der Arbeit.erklasse fertig zu wer­

den"18, "daß Staat und Kirche nur im Bündnis existieren können und ein Kampf bei­

den Seiten nur Schaden bringe",19 Diese Einsicht war Ausdruck der 

des katholischen Klerus sowohl in den Überbau als auch in die Basis der kapitalisti­

schen GeselischaFtsforrnation20, wodurch die "politisch-ideologische Umorientie­

rung des Katholizismus zur Verteidigung der bürgerlichen Regimes" bewirkt wurde 

und währenci des Pontifikats Leos XIII. Förderung und autoritativen 

Rückhalt" erhielt. Der Weg von Pius IK zu Leo XIII. sei der Weg vom feudalen zum 

gewesen, stellt Karl Mollnau fest. 21 

des Jahres '1878-- in Kenntnis des Wahlerfoigs der Sozialdemo­

kraten von 1877 und der antisolialistischen Hetzkampagne aller Par­

teien sandte Leo XIII. (am 20. Februar 1878) ein Schreiben an Wilhelm 1., in dem er 

seine Wahl anzeigte. In seiner vorn 28. Dezember 1878 "Quod Apostolici 

muneris" -- nach dem Erlaß des Sozialistengesetzes im Oktober 1878 äußerte er 

sich offen gegen Sozialisten und Kommunisten und ihre internationale 

charakterisierte sie als die und den christlichen Glauben verachtende, völ­

lig destruktive, zerstörerische Kräfte. Er Verbündete 

an, "die Giftpflanze des Sozialismus" mit der "Wurzel ,um die be­

stehende Ordnung zu verteidigen. Die katholische Kirche 

der 

zu unterwerfen, nicht der Soziald\1mokra­

tie beizutreten und Handvverker- und ,I\rbeitervereine ,.,unter dem Schutz der Reli­

: der katholischen Kirche i. H.) zu gründen und zu fördern. 22 

Während des "Kulturkampfes" hatte sich die Verbindung von Zentrum und katho­

lischer Kirche noch gefestigt. Diese Zentrumspolitik entsprach im -trotz 

politisch-taktischer Differenzen besonders hinsichtlich der Haltung zum Sozialisten­

diesen päpstlichen antisozialistischen MaßClaben, wenn auch immer in 

mißtrauischer Verfolgung des Abbaus der der zwischen Bis­

marck und dem Vatikan unter wurde, und 

des für poiltischeZiele und 

soziale 

In der Sozialpolitik des Zentrums es nun, neben kapitali~;ti:3cher Anti­

sozialismus zu verbreiten und andererseits die AnsprLiche der ~atholischen Kirche 

mit denen des Staates zu koordinieren. Hilfreich war in dieser Hinsicht der sich aus­

schließlich auf katholische Sozialtheorie und Sozialpolitik konzentrierende Unter­

nehmerverband "Arbeiterwohl·Verband katholischer Industrieller und A.rbeiter­

freunde", gegründet 1880 als Reaktion auf den zunehmenden Einfluß der Sozialde­

mokratie und in engerfachlicher und Beziehung zur 

hend. 25 Generalsekretär war der katholische SOlialtheoretiker und 

des Zentrums im und ab '1884 auch Vertreter des 

Zentrums im Reichstag, Kaplan Dr. Franz Hitze. Dieser vertrat - ebenso wie der Je­ 'I': 
suit Prof. Heinrich Pesch, Rudolf Meyer u. a. 26 _. die Konzeption eines "corporati­ I 
ven", d. h. berufsständischen Sozialismus als Mittelweg zwischen ökonomischem Li­

beralismus und Marxschem Kollektivismus mit teilweise "kollektivistischer Produk­ l 
tion" und gesetzgeberisch-ordnender Funktion des Staates, der sogar zu 

einigungen der Mitglieder der Gesellschaft in Korporationen befugt sei. 

"corporative Sozialismus" stellte jedoch nur eine Scheinalternative zum "Staatsso­

zialismus" dar, denn Hitzes "Offener Brief" in der "Germania" vom 3. und 4. Novem­

ber 188328
, in dem er Berührungspunkte und Differenzen zum Wagnerschen "Staats­
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sozialismus" aufzeigte, schloß mit dem "realpolitischen" Hinweis: "In der That, ver­
ehrter Herr Professor, die Zeit ist zu ernst, uns in Rangstreitigkeiten zwischen Staat 

und Kirche aufzuhalten, dort ,Machtfragen' zum Austrag zu bringen, wo Staat und 

Kirche ihre Macht vereinigt einsetzen müssen zur Beschwörung ernster Gefahren. 
Bitte gönnen Sie der katholischen Kirche ihre volle Freiheit, helfen Sie die Fesseln lö­

sen; ihre freie Wirksamkeit kommt dem Staat und der Gesellschaft reichlich zu Gute 

[ ... 1 wo der Priester mit Erfolg arbeitet, blüht Frieden und Segen, wo aber der Priester 
abgewiesen ist, da kann auch der Staatssozialismus nicht mehr heilen und versöh­

nen [ ... ] Nicht Staat oderKirche, sondern Staat und Kirche, ist die einzig zulässige Lo­

sung in den großen socialen Fragen."29 
Auch von diesen Kräften, die für eine katholische Sozialpolitik auf dem Boden der 

kapitalistischen Gesellschaftsordnung eintraten, wurde eine Zusammenarbeit mit 
den Konservativen als möglich und notwendig erachtet.30 Sie unterschied sich aber 

von den katholischen konservativ-sozialreformerischen Auffassungen eines Frhr. 
von Vogelsang. Um durch diese Differenzen nicht Spekulationen auf eine Spaltung 

des Zentrums Vorschub zu leisten, wurde betont: "Fürwahr, das Centrum wartet 

nicht, bis die Freiheit der Kirche gewonnen ist, es strikt ebensowenig, wie die Kirche, 
wenn es sich um das Wohl des Volkes handelt! Es hat aber auch, gleich der Kirche, 

alle Ursache, in dem vorwiegend protestantischen deutschen Reiche, wo um die Exi­

stenz der katholischen Kirche gekämpft wird, höchst vorsichtig und kühl zu bleiben 

[...] So ist auch die gegenwärtige Socialreform, obwohl sie vom Christenthum getra­
gen werden muß und ohne es aussichtlos ist, durchaus nicht in jeder Einzelheit eine 

kirchliche [... ] Frage; in socialer Beziehung sind die Grundpfeiler, die sie uns sanctio· 
nirt, die Autorität, das Eigenthum, die Familie und die christliche Nächstenliebe; aber 

die Ausgestaltung dieser Gedanken ist Sache der Menschen und wechselt nach Zeit 

und Umständen. Darum keine übertriebene Generalisirungen! .. 31 

Di ese Zei len wu rden - vielleicht von Wi ndthorst sei bst initiiert - gesch rieben, um 

die Fixierung der SozialpolitiK des Zentrums auf die auf Veranlassung der 29.Gene­

ralversammlung der Katholiken32 - seit 1879 nahmen regelmäßig führende Zen­
trumspolitiker an den Generalversammlungen teil33 

- durch katholische Sozialtheo­

retiker und Sozialpolitiker fixierten "Haider Thesen" zur Arbeiter- und Handwerker­

frage und Salzburger Thesen zur Bauernfrage nicht zuzulassen, um für die 
Sozialpolitik Spielraum zu lassen.34 Auf der 30.Generalversammlung im Septem­

ber 1883 in Düsseldorf wurde den Thesen der sozialpolitischen Kommission unter 

l.eitung von Fürst Löwenstein zugestimmt. in denen die Notwendigkeit der Zusam­
menarbeit von Staat und Kirche damit begründet wurde, "daß die soziale Frage nicht 

bloß eine wirthschaftliche, sondern auch und zwar an erster Stelle eine religiös-sittli­

che" sei, verbunden mit der Forderung nach für die soziale Wirksamkeit 
Freiheit" der Kirche und ihrer Institutionen. Zugleich wurde in ihnen der korporative 

Gedanke als Grundlagefür die sozialpolitischen Vorhaben der Regierung wiederholt, 

der in der zweiten Kaiserlichen Botschaft vom 14.Apri1188335 nicht expliziert worden 

war. 
Grundsätzlich stand der rechte, führende Flügel des Zentrums der konservativen 

Bismarckschen Wirtschafts- und Sozialpolitik nicht ablehnend gegenüber; allerdings 

äußerte er sich gegen das staatliche Tabakmonopol und trat für das "gemischte 
Eisenbahnwesen" ein. 36 Die Lösung der "sozialen Frage" erschien vor allem deshalb 

notwendig, um den zunehmenden Einfluß der Sozialdemokratie zurückzudrängen 

und den zunehmenden"Verfall" des sogenannten Mittelstandes - gemeint sind 
Handwerker, kleine Gewerbetreibende und Bauern - als ein Großteil der Wähler­

schaft des Zentrums37 aufzuhalten. Die stete Forderung nach Herstellung der Frei­

heit der katholischen Kirche und ihrer Institutionen hatte meines Erachtens 1883 fol­
gende Motivation: 

Erstens wurde der Kulturkampf zwar bis 1883 durch drei Milderungsgesetze all­

mählich abgebaut, wobei das jüngste vom l1.Juli 1883 bereits eine teilweise Revi­
sion der Maigesetze darstellte und die Seelsorge als dringendstes Problem mit Hilfe 

von Hilfsgeistlichen relativ gesichert war; aber nun bestand die Gefahr, daß der Staat 

den "Kulturkampf" "versumpfen" lassen wollte (ein Großteil der Maigesetze be­
stand noch) und somit die "Staatsomnipotenz" sanktioniert bliebe. 

Zweitens wollte sich die katholische Kirche für den bürgerlichen Staat im Kampf 
gegen die Sozialdemokratie unentbehrlich machen, d. h., ihre Stellung festigen und 

ausbauen. 

Allerdings gab es auch Auseinandersetzungen um die Sozial- und Wirtschaftspoli­
tik innerhalb des rechten, führenden Flügels des Zentrums. Zum Beispiel warf Frei­

herr von Hertling38 Franz Hitze vor, mit seiner Konzeption die staatlichen Kompeten­

zen unzulässig ausgedehnt zu haben, wozu der Staat "weder den Beruf noch die Fä­

habe" und was "aufs höchste gefährlich" sei. Hitze argumentierte dagegen: 
" ... wer aus politischen Gründen gegen die Staatshilfe" sei, d.h., die augenblicklich 

herrschende Staatsgewalt für unfähig oder unehrlich erachte, etwas für die sociale 

Frage zu thun", verhindere deren Lösung.39 Andererseits gestand er ein, daß "der 
Schutzzoll so wenig Schutz der deutschen Arbeit geworden ist" .40 

Bismarck wies das Zentrum und die katholische Kirche dagegen in ihre Schranken: 

Die soziale Frage sei ein "vorwiegend volkswirthschaftliches Problem" und "nicht 
blas durch ethische Mittelzu heilen"; eine "christliche Gesinnung" gehöre selbstver­

ständlich bei der Gesetzgebung dazu, aber "die Kirche mit ihrer äußerlichen 
sation [habe! gar nichts damit zu schaffen" .41 Diese Haltung entsprang einerseits sei­

nem Bonapartismus, d. h. seinem "Lavieren" zwischen den Kräften des Klassenkom­

promisses, andererseits seinem Mißtrauen gegenüber dem Zentrum42 
, und außer­

dem stellt es eine Aufforderung an das Zentrum dar, seine" Lauterkeit" bei der Lö­

sung der "sozialen" Frage durch die Zustimmung zum Tabakmonopol, der Eisen­
bahnverstaatlichung und dem Unfallversicherungsgesetz zu beweisen. 
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deutlich'Aus dem bisher wird 
1. Der Bismarcksche "Staatssozialismus" sollte ein Integrationsmittel für alle 

Klassen und Schichten darstellen durch Umen,tützung der wirtschaftlichen Interes­

sen der die Diktaturtragenden Kräfte und begrenzte soziale Reformen auf der Grund­

der bestehenden Gesellschaftsordnung. 
2. Die die unmittelbare Festigung des politischen Systems ausgerichtete"43 

Vorarbeit der Kathedersozialisten, speziell deren staatssozialistischem Flügel, wurde 

von Bismarck genutzt, um die Krise des bonapartistischen Systems seit Ausgang der 

70er Jahre mit der Propagierung der Politik des "Staatssozialismus" als Staatsregu­

lativ in wirtschaftlicher und als "Tatchristentum" des Staates in sozialer Hinsicht zu 

überwinden und die Diktatur zu stabilisieren. 
3. Die Wirtschafts- und Sozialpolitik ßismarcks war verbunden mit großangeleg­

ter Demagogie: Der Staat solltE! als eine über den Klassen stehende, zurWahrung des 

Bestehens der Gesellschaft notwendige, weil ihre zum Teil sich widersprechenden 

Interessen ausgleichende und damit dem "Allgemeinwoh!" dienende Institution er­

scheinen, - geleitet vom "ersten Diener seines Volkes" und "dem ersten Diener sei­

nes Kaisers". Die NAZ schrieb: "Bei den Fragen der Steuer reform tritt das fiskalische 

und finanzielle Interesse mehr und mehr zurück, und man prüft sie nach ihrer Bedeu­

tung für die Gesellschaft und deren Klassen; ebenso ist es mit der Zollpolitik und 

selbstverständlich mit den Versicherungsprojekten, die das Wohl eines Standes, den 

Frieden der ganzen Gesellschaft fördern sollen; auch die agrarischen Fragen werden 

mehr und mehr von dem Gesichtspunkte aus behandelt, daß es Pflicht des Staates 

ist, einem Stande, der seine kräftigste und stärkste Stütze ist, die Lebensbedingun­

gen zu erleichtern und ihn zu schützen gegen die ihm feindlichen und gefährlichen 

Elemente." Eine "konservative Sozialpolitik" sei "äußerlich [... ] veranlaßt [wor­

den - L H.] du rch drohende, die Gesellschaft tief erschütternde Eruptionen einer 

Klasse .. ", der Arbeiterklasse, wodu reh die "Beschäftigung mit Parteiangelegenhei­

ten und formalen politischen Fragen", d. h. das Streben der liberalen Kräfte nach 

Ausdehnung der Rechte des Parlaments, beendet und über eine "praktische Politik", 

die "den Fundamenten des Staatslebens, nähmlich den wirthschaftlichen und ge­

sellschaftlichen Zuständen des Volkes ihre Aufmerksamkeit"44 widmet, politische 

und ideologische Harmonie der Nation zu erreichen und den "konservativen 

der Gesellschaft erhalte.4G 

4. In wirtschaftlicher Hinsicht stieß Bismarcks "Staatssozialismus" vor allem auf 

den Widerstand der Freihandels-Bourgeoisie.47 Bismarck sprach noch 1883 von Wi­

derstand infolge "der Zeit herrschenden Fluth in den weitesten Kreisen der Ge­

sellschaft", die "einen bedeutenden Vorsprung gegenüber den Elementen haben, 

welche die Nothwendigkeit einer gesellschaftlich-aufbauenden Thätigkeit begrei­

fen ... ,,40 Mit der Heraufbeschwörung der Gefahr seitens der revolutionären Sozial­

demokratie sollte schliefsiich das Gevvicht der schutzzöllnerischen Kräfte 

und damit die angestrebte schutzzällnerische Mehrheit im Parlament für den 1884er 

Reichstag sicherer werden. Bismarck vermied es mit Sicht auf die Reichstagswahlen 

auch, weitergehende Zollforderungen zu steilen49 und 1883 das Tabakmonopol und 

die Eisenbahnverstaatlichungen als "staatssozialistische" Mal~nahmen zu bezeich­

nen. Gleichzeitig lieLs er in der Presse aber den Staatsinterventionismus in wirtschaft­

ticher Hinsicht und zur Beseitigung sozialer Übelstände als notwendig unterstrei­

chen. 

5. Mit Hilfe der "Staatssozialismus" -Propaganda galt es 1883 als sozialreformato­

risches Vorhaben, das Unfallversicherungsgesetz zu verabschieden. Neben den Na­

tionalliberalen sollten vor allem das Zentrum und die Fortschrittspartei50 gewonnen 

und deren kleinbürgerliche Anhänger beeinflußt werden. Sie an Bismarcks Politik zu 

binden, konnte eine antibonapartistische Opposition verhindern. In diesem Sinne 

sollte auch einem Zusammenwirken von Fortschrittspartei und Sozialdemokraten 

bei Wahlen Ende 1883 speziell bei der Berliner Stadtverordnetenwahl51 
- entge­

gengewirkt werden. (Allerdings war die Propagierung des Unfallversicherungsge­

setzes 1883 gekoppelt mit dem Vorhaben, "den Etat pro 1884/85 schon im Frühjahr 

oder Sommer 1883 zu berathen und so de facta eine Art von zweijährigen Etatsbera­
in die zu leiten" .52 

Die "historisch-soziale zu verbreiten und seine gesellschaftlich­

aufbauende[nl Thätigkeit" zu realisieren sei schwierig, konstatierte die NAZ, vor al­

lem deshalb, weil "die Parteien, welche die Nothwendigkeit einer sozialen Politik ein­

sehen, nicht einig sind und theilweise ihre Mitwirkung dabei von abseits liegenden 
Bedingungen abhängig machen ... u53 

6. Charakteristisch ist, daß, je nach politischer Kräftekonstellation und wirtschaft­

lichen Interessen, .die bürgerlichen Sozialisrnuskonzeptionen modifiziert wurden. 

Dem Streben nach Konformität in der Politik aller konservativen Kräfte der Gesell­

schaft entsprachen 1883 ihre Vorschläge zur Lösung der "sozialen Frage". Es waren 

vor allem die protestantisch-orthodoxen und die konservativ-katholischen Kräfte, 

die versuchten, aus ihren christlichen Soziallehren Anknüpfungspunkte zur Bis­

marckschen konservativen Wirtschafts- und Sozialpolitik zu finden und durch ihren 

politischen Klerikalismus den reaktionären innenpolitischen Kurs zu unterstützen, 

während Bisrnarck im Interesse seiner eigenen Position dem Masseneinfluf!. der mit 

den Kirchen verbundenen Parteien doch auch stets mißtrauisch gegenüberstand. 

Konsequent wurde allerdings von den klerikalen Kräften eine Festlegung auf wirt­

schafts- und sozialpolitische Programme vermieden, um für die Tagespolitik, den 

spezifischen Klasseninteressen entsprechend, Handlungsspielraum ZL! behalten. 

7. Mit der Herausbildung einer Allianz aller fortschrit1sfeindlichen Kräfte wurde 

auch durch die klerikalen Kräfte verstärkt Wert gelegt auf die Gewinnung des "Mittel­

standes", d. h., des städtischen Kleinbürgertums und der bäuerlichen Schichten, um 

erwachsendes Klassenbewußtsein -wie die Gründung des Deutschen 
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Bauern-Vereins für Klein- und Mittelbauern am 26. November 1883 in Eisenach oder 
die antimilitaristische Kundgebung Ende Oktober 1883 in Oldenburg für den Aus­

gang jenes Jahres bereits verdeutlichen zu paralysieren, diese Kräfte politisch zu 

entmündigen und in das politische System zu integrieren. 54 In dieser Beziehung 

schritt das Zentrum voran, gefolgt von der konservativen christlich-sozialen Bewe­
55gung.
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Norbert Zöllner 

Zur Reaktion des deutschen Protestantismus auf Theorie 
und Praxis der revolutionären Arbeiterbewegung 
im 19.Jahrhundert 

In der gegenwärtigen weltweiten Auseinandersetzung der Kräfte des Fortschritts ge­

gen die Reaktion um die Sicherung des Friedens und den sozialen Fortschritt arbei­

ten Kommunisten mit progressiven Gläubigen im Bemühen um die Lösung dieser le­
benswichtigen Fragen zusammen. 

Die Betonung des besonderen politischen Stellenwertes dieser Zusammenarbeit 

hat jedoch auch eine verstärkte und konsequente ideologisch-theoretische und prak­
tisch-politische Auseinandersetzung mit solchen klerikalen Ideologen zurVorausset­

zung, die im Bündnis mit anderen reaktionären Kräften vor allem die Theorie und 

Praxis des realen Sozialismus bekämpfen. 
Für die weitere Ausarbeitung des marxistisch-leninistischen Geschichtsbildes zum 

Nutzen des politisch-ideologischen Kampfes in der Gegenwart erscheint so notwen­

dig, sich im wissenschaftlichen Bemühen auch jener Zeit zuzuwenden, in der unsere 
Weltanschauung entstand und in Auseinandersetzung mit allen Formen der Ausbeu­

terideologie, also auch der klerikalen Ideologie, ihren Siegeszug antrat. 

Das Ziel der folgenden Untersuchung ist es, einen Beitrag zur Klärung des Verhält­
nisses des deutschen Protestantismus und Katholizismus zur Theorie und Praxis des 

Klassenkampfes des Proletariats im 19.Jahrhundert zu leisten.' Dies ist aus marxi­

stisch-leninistischer Sicht auch notwendig, weil es von seiten der Kirchengeschichts­
schreibung in jüngster Zeit verstärkte Bemühungen gibt, eine Überarbeitung der bis­

herigen Darstellung der Funktion des deutschen Protestantismus im Prozel~ der ge­

sellschaftlichen Entwicklung auch des 19. Jahrhunderts vorzunehmen. Bei aller von 
seiten fortschrittlicher Theologen in der DDR vorgenommenen Betonung eines so­

genannten "progressiven Erbes"2 im Protestantismus des 19.Jahrhunderts bleibt es 

eine unbestreitbare Tatsache, daß er im wesentlichen reaktionär, antidemokratisch 
und bewußt antikommunistisch gewesen ist. 

Eine Reihe von bürgerlichen Kirchengeschichtsschreibern, vor allem der BRD und 

der USA, weist die O.g. Problematik zwar nicht als Thema ihrer Forschungen aus, in 
ihren zum Teil aus aktuell-politischem Anlaß herausgegebenen Schriften berühren 

sie jedoch diesen Gegenstand. Interessant dabei ist, daß es innerhalb dieser Kreise 

zu keiner Einigung darüber kommt, zu welchem Zeitpunkt die Auseinandersetzung 
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